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Drucksache 2266 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(16. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Aufhebung 
des Besatzungsrechts 

- Drucksache 2103 - 


Berichterstatter; 

Abgeordneter Dr, Furier 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2103 — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 22. März 1956 


Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 


Dr. Arndt 

Stellv. Vorsitzender 


Dr. Furier 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Aufhebung 
des Besatzungsrechts 
- Drucksache 2103 - 

mit den Beschlüssen des Ausschlusses für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Aufhebung des Besatzungsrechts 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 69 der Britischen Mi- 
litärregierung (Amtsblatt der Militärregie- 
rung Deutschland Britisches Kontrollgebiet 
S. 405), die Verordnung Nr. 131 der Briti- 
schen Militärregierung (Amtsblatt der Mili- 
tärregierung Deutschland Britisches Kontroll- 
gebiet S. 703) und Artikel 1 der Verordnung 
Nr. 208 des Hohen Kommissars des Vereinig- 
ten Königreichs für Deutschland (Amtsblatt 
der Alliierten Hohen Kommission S. 152) 
werden aufgehoben. 

Artikel 2 

Ein rechtskräftig abgeschlossenes Spruch- 
gerichtsverfahren kann zugunsten des Ver- 
urteilten nach den bisher für die Wiederauf- 
nahme von Spruchgerichtsverfahren gelten- 
den Vorschriften wieder aufgenommen wer- 
den. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Aufhebung des Besatzungsrechts 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 
unverändert 


Artikel 2 
unverändert 





Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Artikel 3 

(1) Die aus der Abwicklung der Spruchge- 
richtsbarkeit und den Wiederaufnahmever- 
fahren sich ergebenden Aufgaben werden den 
ordentlichen Gerichten und den Staatsanwalt- 
schaften übertragen. An die Stelle der Spruch- 
kammer tritt die Strafkammer des Landge- 
richts, an die Stelle des Spruchsenats der 
Strafsenat des Oberlandesgerichts. Die Auf- 
gaben des öffentlichen Anklägers nimmt die 
Staatsanwaltschaft bei dem zuständigen 
ordentlichen Gericht wahr. 

(2) örtlich zuständig ist das Gericht, in des- 
sen Bezirk das Sprudigericht zur Zeit des 
Übergangs des Verfahrens seinen Sitz hatte. 
Für das Wiederaufnahmeverfahren ist das 
Gericht Örtlich zuständig, in dessen Bezirk 
das Spruchgericht seinen Sitz hatte, dessen 
Urteil mit dem Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens angefochten wird. 

(J) Gnadenbehörde ist die V oll streck ungs- 
behörde. 

Artikel 4 

Die obersten Justizbehörden in den Län- 
dern der ehemaligen Britischen Tone werden 
ermächtigt, gemeinsam Rechts- und Verwal- 
fw^zg5vorschriften zu erlassen, die für die Ab- 
wicklung der Spruchgerichtsverfahren erfor- 
derlldi sind. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
5. Mai 1955, 12.00 Uhr in Kraft. 


Artikel 3 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) entfällt 

Artikel 4 

Die Landesregierungen von Hamburg, Nie- 
dersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schles- 
wig-Holstein werden ermächtigt, die für die 
Abwicklung der Spruchgerichtsverfahren er- 
forderlichen Rechtsvorschriften zu erlassen. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 



